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Einleitung

Die Weltpolitik ist im Umbruch. Können wir es uns leis­
ten, diesen Wandel zu ignorieren? Reicht es aus, die alten Re­
zepte und Strategien zu wiederholen, mit denen die Bundes­
republik sich die weltpolitischen Zumutungen in den letzten 
Jahrzehnten mehr oder weniger hat vom Hals halten können? 
Wenn wir unseren Wohlstand und unsere Sicherheit im 21. Jahr­
hundert bewahren wollen, dürfen wir unsere Politik nicht auf 
Illusionen aufbauen. Wir müssen die weltpolitischen Entwick­
lungen in der gebotenen Schärfe analysieren und jenseits der 
alten Graben- und Positionskämpfe darüber nachdenken, wie 
wir uns in der sich herausbildenden neuen Weltordnung be­
haupten können.

Doch obwohl sich in der politischen Klasse alle einig sind, 
dass außenpolitisch große Aufgaben auf uns zukommen, spielte 
die Außenpolitik im Bundestagswahlkampf 2021 kaum eine 
Rolle. Selbst nach dem Debakel des Afghanistan-Abzugs gab es 
keine Diskussionen über grundsätzliche Fragen, sondern nur 
moralische Scheingefechte auf Nebenkriegsschauplätzen. Das 
ist bemerkenswert für ein Land, dessen Sicherheit prekär ist 
und dessen international verflochtene Wirtschaft sich den welt­
politischen Gegebenheiten in besonderer Schärfe ausgeliefert 
sieht.

Liest man den Koalitionsvertrag zwischen SPD, Grünen und 
FDP, dann fällt ein merkwürdiges Ungleichgewicht ins Auge: 
Während das Wort «Werte» in den außenpolitischen Passagen 
fast auf jeder Seite vorkommt, sucht man das Wort «Interessen» 
beinahe vergeblich, so als hätte die Bundesrepublik keine wirt­
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schaftlichen oder geostrategischen Interessen, und als ginge es 
nur darum, sich idealistisch für das Wohl der Welt zu engagie­
ren. Man muss nicht so weit gehen wie die «realistische Schule» 
in der Analyse der internationalen Beziehungen, die das Verhal­
ten von Staaten vor allem anhand des Begriffspaars «Macht» 
und «Interessen» untersucht. Aber natürlich hat auch Deutsch­
land ganz klassische Interessen, an Absatzmärkten, an Roh­
stoffen und Energieträgern, an Handelswegen und auch an Si­
cherheit. Die merkwürdige Scheu, diese zu benennen, dürfte in 
den Hauptstädten dieser Welt eher für Misstrauen sorgen, ist 
aber historisch gut zu erklären. Denn die Geschichte der alten 
Bundesrepublik war gewissermaßen eine Zwischenzeit der 
«Machtvergessenheit»1. Die Bonner Republik zog aus ihrer 
desaströsen Vorgeschichte, insbesondere der Zeit des National­
sozialismus, ihre Lehren, indem sie statt Macht- «Verantwor­
tungspolitik» betrieb, das Denken in nationalen Interessen 
tabuisierte und ihre Sicherheit der Sieger- und Schutzmacht 
USA anvertraute. Mit dieser Strategie ist die Bundesrepublik in 
den letzten Jahrzehnten gut gefahren. Aber taugt sie auch für 
die Zukunft?

Es gibt in letzter Zeit verstärkt Stimmen, die genau dies an­
zunehmen scheinen und fordern, die transatlantische Partner­
schaft zu stärken. Wenn damit gemeint ist, intensive Beziehun­
gen zu Washington zu pflegen und sich um einen verstärkten 
Austausch zu bemühen, so ist daran auch gar nichts falsch. Die 
USA waren und sind für Deutschland ein wichtiger Partner. 
Der Glaube allerdings, dass Washington in Zukunft in dersel­
ben Weise wie früher unsere Sicherheit garantieren und unsere 
Interessen mitvertreten wird, ist eine Illusion. Es ist die trans­
atlantische Illusion.

Anlässlich des Afghanistan-Debakels dominierte in unseren 
Debatten der Vorwurf an Washington, seine Verbündeten bei 
einer eigentlich vorhersehbaren politischen Entscheidung nicht 
konsultiert und informiert zu haben. Nicht erst seit Amerikas 
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Rückzug aus Afghanistan sollte jedoch Europas Regierungs­
verantwortlichen klar geworden sein, dass sich der Alte Konti­
nent nicht mehr auf die früheren Sicherheitsversprechen verlas­
sen kann. Anstatt über Washingtons hemdsärmeligen Umgang 
mit seinen Alliierten zu lamentieren, hätte eigentlich ein ande­
rer Sachverhalt im Zentrum der Debatte stehen müssen, näm­
lich die Tatsache, dass Europa nach wie vor nicht in der Lage 
ist, seine Sicherheitsinteressen selbst wahrzunehmen. Und zwar 
nicht nur am Hindukusch, wo man lange darüber diskutieren 
kann, wie sinnvoll der Einsatz überhaupt war. Sondern ebenso 
in der eigenen Nachbarschaft. Das wohlfeile Schimpfen über 
die amerikanische Arroganz lenkt im Grunde nur von einem 
eigenen Versagen ab, dem Versagen nämlich, dass Europa nicht 
fähig ist, sich selbst zu verteidigen. Das macht uns erpressbar 
und führt dazu, dass man den deutschen und europäischen In­
teressen in Washington im Ernstfall genau das Gewicht bei­
misst, das sie auf die Waage bringen.

Die Bestimmung von Interessen musste und muss im 
Deutschland der Nachkriegszeit auf der Grundlage des Grund­
gesetzes erfolgen und ist daher notwendigerweise normativ 
gebunden. Daher wäre es auch ein Missverständnis, in der poli­
tischen Debatte einen Gegensatz zwischen «Interessen» und 
(moralisch höheren) «Werten» konstruieren zu wollen. « ‹Inter­
essen› betreffen … stets Werte und materielle Güter, ‹nationale 
Interessen› beinhalten dementsprechend Macht- und Wohl­
standsziele ebenso wie Ideale, sie beziehen sich nicht nur auf 
das ‹Sein›, sondern auch auf das ‹Sollen› », erläuterte der deut­
sche Politikwissenschaftler Hanns Maull, der als Vordenker 
einer deutschen «Zivilmacht» nicht gerade im Verruf steht, 
noch dem alten Großmachtdenken des 19. Jahrhunderts verhaf­
tet zu sein.2

Die normativen Vorgaben des Grundgesetzes umfassen das 
Friedensgebot und das Ziel der europäischen Integration (Prä­
ambel), den Vorrang des Völkerrechts vor dem nationalen Recht 
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(Art. 25 GG), das Verbot von Vereinigungen, die sich gegen den 
Gedanken der Völkerverständigung richten (Art. 9, Abs. 2 GG), 
sowie die Achtung und Wahrung der Menschenrechte weltweit 
als Grundlage des Friedens (Art. 1, Abs. 2 GG).3 Auf der Basis 
dieser Werte stellte die damalige Bundesverteidigungsministe­
rin Ursula von der Leyen im Juli 2016 das weiterhin gültige 
«Weißbuch» vor.4 Darin werden die folgenden «sicherheitspoli­
tischen Interessen Deutschlands» aufgezählt:
•	 «Schutz der Bürgerinnen und Bürger sowie der Souveränität 

und territorialen Integrität unseres Landes;
•	 Schutz der territorialen Integrität, der Souveränität sowie der 

Bürgerinnen und Bürger unserer Verbündeten;
•	 Aufrechterhaltung der regelbasierten internationalen Ord­

nung auf der Grundlage des Völkerrechts;
•	 Wohlstand unserer Bürgerinnen und Bürger durch Prosperi­

tät unserer Wirtschaft und freien sowie ungehinderten Welt­
handel;

•	 Förderung des verantwortungsvollen Umgangs mit begrenz­
ten Ressourcen und knappen Gütern in der Welt;

•	 Vertiefung der europäischen Integration und
•	 Festigung der transatlantischen Partnerschaft.»5

Gemäß dieser Interessendefinition ist deutsche Außen- und 
Sicherheitspolitik zum einen darauf ausgerichtet, die internatio­
nalen Beziehungen durch Institutionen zu verrechtlichen und 
damit berechenbarer zu machen, sowie zum anderen, durch 
eine international handlungsfähige Europäische Union und die 
Zusammenarbeit mit Verbündeten ihre Gestaltungsfähigkeiten 
zu verbessern. Angesichts der elementaren sicherheitspoliti­
schen Abhängigkeit Deutschlands, insbesondere von der soge­
nannten Schutzmacht USA, ist dies auf den ersten Blick nur fol­
gerichtig: «Nur im Verbund mit anderen kann Deutschland sein 
Territorium und seine offene Gesellschaft schützen, seine be­
grenzten Ressourcen effektiv einsetzen sowie seine Innovati­
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ons- und Produktivkräfte entfalten. Wahrnehmung deutscher 
Interessen bedeutet deshalb immer auch Berücksichtigung der 
Interessen unserer Verbündeten und befreundeten Nationen.»6 
Gleichwohl wird im Nachsatz auch deutlich gemacht, dass zu­
gleich «unsere Handlungsfähigkeit im internationalen – beson­
ders europäischen und transatlantischen  – Verbund auf einer 
klaren nationalen Positionsbestimmung» beruht.7

Demnach hat Deutschland zwar eigene, aber keine autono­
men, sondern «verflochtene» Interessen.8 In vielen Politikfel­
dern ist es offensichtlich, dass nationale Interessen nur durch 
internationale Kooperation gewahrt werden können. Ange­
sichts globaler Umweltrisiken wie des Klimawandels sowie 
transnationaler Sicherheitsbedrohungen wie der aktuellen CO­
VID-19-Pandemie sollte schon der gesunde Menschenverstand 
nahelegen, dass die Repräsentanten von Staaten – egal, welcher 
Regierungsform – im Sinne gemeinsamer Interessen kooperie­
ren.

Doch die Interessen Deutschlands sind nicht immer identisch 
oder kompatibel mit denen anderer Staaten, auch nicht mit 
jenen der vermeintlichen Schutzmacht USA. Die Einsicht in 
eine veränderte Interessenslage ihrer sogenannten Freunde fällt 
Deutschlands Regierungsverantwortlichen und geistigen Eli­
ten besonders schwer, zumal deutsche Außenpolitik, geläutert 
durch die historische Erfahrung des Nationalsozialismus, seit 
der Nachkriegszeit zwei zentrale Interessen verfolgt hat: die 
nordatlantische Bindung an die USA und die Integration Euro­
pas. Beides war ausschlaggebend dafür, dass Deutschland Sou­
veränität zurückerhielt und die Wiedervereinigung erlangte. 
Diese westliche Einbettung war insbesondere auch im Interesse 
der anderen europäischen Staaten, um die «deutsche Frage» ab­
schließend zu beantworten und einen künftigen «Sonderweg» 
Deutschlands zu verhindern.9

Es war jedoch kein Geringerer als der Präsident der Welt­
macht USA, Donald Trump, der beide Grundpfeiler deutscher 
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Außenpolitik ins Wanken brachte, indem er das NATO-Bünd­
nis infrage stellte und das für ihn «feindliche» Europa nach dem 
römischen Prinzip des divide et impera zu teilen suchte, um 
die einzelnen Staaten dann noch besser beherrschen zu können. 
Die Lage für Deutschland und Europa ist umso kritischer, 
wenn man bedenkt, dass Donald Trump kein Unfall der ameri­
kanischen Geschichte war, sondern ein Symptom tieferer, in 
Gesellschaft, Wirtschaft und Politik der nicht mehr so Vereinig­
ten Staaten von Amerika schon seit Längerem schwelender 
Grundprobleme ist.

Es hätte nur wenige Stimmen in den entscheidenden «Swing 
States» gebraucht und statt Joe Biden säße weiterhin Donald 
Trump im Weißen Haus. Niemand kann voraussagen, ob das 
Pendel bei den nächsten Wahlen nicht in die andere Richtung 
ausschlägt. Trump hat die republikanische Partei fest in der 
Hand. Es ist nicht auszuschließen, dass er wieder antritt. Aber 
auch wenn dem nicht so sein sollte: Andere republikanische 
Kandidaten könnten noch herausfordernder für Deutschland 
und Europa sein. Bleibt es bei der sicherheitspolitischen Ab­
hängigkeit Europas von den USA, dann machen wir uns in der 
Konsequenz abhängig von den höchst volatilen Ergebnissen 
der amerikanischen Präsidentschaftswahlen. Das ist in etwa so, 
als würde man in einem Casino beständig auf Rot setzen – eine 
höchst riskante und wenig nachhaltige Strategie.

Hinzu kommt noch, dass die Demokraten schon aus innen­
politischen Gründen im Kern ebenfalls eine «America First»-
Politik betreiben. Zwar sind sie im Ton konzilianter und insge­
samt kompromissbereiter als Trump. Doch Europa hat auch für 
sie nicht mehr die Bedeutung vergangener Tage. Amerikas Ab­
wendung von Europa und seine «Hinwendung nach Asien» 
wurde schon von Trumps demokratischem Vorgänger Barack 
Obama eingeläutet. Und Obamas damaliger Vizepräsident Joe 
Biden führt diesen Kurs nun umso entschiedener fort, um dem 
Rivalen China zu begegnen, der in Ostasien Washingtons He­
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gemonie herausfordert. Amerikas Anspruch, trotz zunehmend 
knapper werdender Ressourcen eine Weltordnung amerikani­
scher Prägung aufrechtzuerhalten, dürfte die innerlich ge­
schwächte Weltmacht dazu verleiten, künftig Europas Sicher­
heitsinteressen noch mehr zu vernachlässigen.

Steigende chinesisch-amerikanische Spannungen drohen zu­
dem die regelbasierte Weltwirtschaftsordnung zu schwächen, 
auf die exportorientierte Länder wie Deutschland besonders 
angewiesen sind. Im Ringen um technologische und wirtschaft­
liche Einflusssphären könnten die USA den Druck auf abhän­
gige Drittstaaten verstärken, mit dem Entzug ihres militäri­
schen und sicherheitsdienstlichen Schutzes drohen und sie vor 
die Wahl stellen, entweder mit Amerika oder mit China Ge­
schäfte zu betreiben. Das kann so weit gehen, dass wirtschaft­
liche Waffen wie der US-Dollar und Sekundär-Sanktionen in 
Stellung gebracht werden, um europäische Staaten zu zwingen, 
ihre wirtschaftlichen Interessen gegenüber China preiszugeben.

Beide Entwicklungen, die gravierenden inneren Probleme 
der Weltmacht USA und ihre damit zusammenhängende außen­
politische Umorientierung, sollten den Verantwortlichen in 
Deutschland und Europa gründlich zu denken geben. Sie kön­
nen sich auf den Schutz anderer nicht mehr verlassen, lautete 
auch die nüchterne Analyse der damaligen Bundeskanzlerin 
Angela Merkel vom Mai 2017 in einem bayerischen Bierzelt.10

Um ihre Interessen zu verteidigen, muss deutsche und euro­
päische Politik ihrerseits die noch vorhandenen eigenen Macht­
ressourcen einsetzen, so sie international Gestaltungskraft zu­
rückgewinnen will. Wenn die Europäische Union ein «Global 
Player» und nicht Spielball anderer Mächte sein soll, muss allen 
voran Deutschland seine Außenpolitik auch gegenüber den 
USA entscheidend korrigieren. Damit ist nicht gemeint, die 
NATO zu verlassen oder das transatlantische Bündnis aufzu­
kündigen. Beides wäre in der gegenwärtigen Lage sicherheits­
politisches Harakiri. Wohl aber geht es darum, den Weg in 
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Richtung einer von den USA unabhängigen Verteidigungs­
fähigkeit Europas einzuschlagen, mit dem langfristigen Ziel 
eines Bündnisses auf Augenhöhe. Das ist kein einfacher Weg 
und auch kein kurzer. Und es ist auch nicht gesagt, dass wir 
dafür genügend Zeit bekommen. Denn niemand kann wissen, 
wann in Washington erneut jemand wie Trump im Weißen Haus 
sitzt. Aber sollte man es deswegen gar nicht erst probieren?

Ebenso wichtig wie die Interessen «befreundeter» Staaten 
illusionslos zu analysieren, ist es, die Interessensgegensätze und 
-gemeinsamkeiten mit rivalisierenden Staaten auszuloten. Denn 
es besteht auch immer die Gefahr, dass die Bedrohungswahr­
nehmungen beider Seiten sich in selbsterfüllende Prophezei­
ungen verwandeln. In der militärisch ausgerichteten «realisti­
schen» Perspektive sind Staaten und ihre Regierungsvertreter 
häufig in einem Macht- und «Sicherheitsdilemma»11 gefangen: 
Indem Staaten versuchen, ihre eigene Sicherheit durch Macht­
erweiterung zu erhöhen, schüren sie das Misstrauen und die 
Ängste anderer Staaten und verleiten sie dazu, ihrerseits Vor­
kehrungen zu treffen. Das individuelle Streben, insbesondere 
der USA, Chinas und Russlands, nach Sicherheit und Macht er­
zeugt am Ende nur größere Unsicherheit für alle Seiten.

Deutschland und Europa sollten künftig noch größere diplo­
matische Anstrengungen unternehmen, um dieses «Sicherheits­
dilemma» im Verhältnis zu Russland und China zu verringern. 
Es ist problematisch, diese Aufgabe vor allem an die Vereinig­
ten Staaten zu delegieren – deren aktuelle Herausforderungen, 
Geschichte und Geographie andere geopolitische Interessen 
nahelegen. Nach dem Ende des Kalten Krieges waren die USA 
für einen historischen Moment die einzig verbliebene Super­
macht, und es schien, als könnten sie den Globus nach ihrem 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Modell neu ordnen. Das 
Wort vom «Ende der Geschichte» machte die Runde.12 Diese 
Hoffnungen haben sich nicht erfüllt. In der Regierungszeit von 
George W. Bush überspannten die USA ihre Kräfte. Vor allem 
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aber verspielten sie viel von ihrem «Soft-Power-Kapital»13, da 
sie sich selbst nicht an die internationalen Regeln und Werte 
hielten, die sie dem Rest der Welt oft auch mit militärischem 
Nachdruck, mit ihrer «hard power», empfahlen.

Heute steuert die Welt auf eine multipolare Ordnung zu, in 
der die USA ein wichtiger, aber nicht mehr der allein domi­
nierende Pol sind. Doch mit dieser Veränderung hat man sich in 
Washington nicht abgefunden, weshalb es dort im Umgang mit 
aufstrebenden Mächten wie China nicht bloß um die Durchset­
zung der regelbasierten internationalen Ordnung geht, sondern 
auch um die Aufrechterhaltung der eigenen Hegemonie. Wäh­
rend die USA China eindämmen wollen, hat Europa weniger 
ein Problem mit dem chinesischen Aufstieg an sich, von dem es 
vor allem wirtschaftlich profitiert, sondern mehr mit Chinas 
fehlender Bereitschaft, sich an die Spielregeln der liberalen 
internationalen Ordnung zu halten. Deutschland und Europa 
sollten sich deshalb nicht länger der transatlantischen Illusion 
hingeben, dass die «Schutzmacht» USA für die Sicherheit und 
den Wohlstand der Alten Welt mit sorgt. Sonst drohen sie zum 
Kollateralschaden des weltumspannenden Konfliktes zwischen 
der angeschlagenen Weltmacht USA und dem aufstrebenden 
China zu werden.



Der amerikanische Patient: 

Die USA und die liberale Weltordnung

Mit seinem Meisterwerk La Grande Illusion versuchte 
der französische Filmemacher Jean Renoir 1937 der Welt eine 
Friedensperspektive zu geben, denn er zeigte, wie in einem 
deutschen Kriegsgefangenenlager im Ersten Weltkrieg alle Ras­
sen, Klassen und Nationen mehr oder weniger zivilisiert zu­
sammenlebten. Doch die Geschichte bewegte sich in eine an­
dere Richtung, und das war Renoir durchaus bewusst. Nach 
einer gelungenen Flucht aus dem Lager, auf dem Weg über die 
Grenze in die rettende Schweiz, äußerte Jean Gabin, in der 
Hauptrolle des Leutnant Maréchal, die Hoffnung, dies möge 
der letzte Krieg gewesen sein. «Ach, mach Dir keine Illusio­
nen», lautete die trockene Antwort seines Kompagnons Leut­
nant Rosenthal, gespielt von Marcel Dalio.

Wie schnell sich Ordnungsentwürfe und hehre Ziele als Illu­
sionen erweisen können, dafür ist die Zeit nach dem Ersten 
Weltkrieg ein gutes Beispiel. US-Präsident Woodrow Wilson 
begründete 1917 das Eingreifen Amerikas in den Weltkrieg mit 
dem Anspruch, dem Krieg an sich ein für alle Mal ein Ende zu 
bereiten und die Welt «safe for democracy» zu machen. Doch 
der Slogan «The War to End All Wars»1 wird heute eher sarkas­
tisch verwendet, da der Erste bekanntlich nicht der letzte Welt­
krieg der Geschichte geblieben ist. Noch während Wilson in 
Paris über den Friedensvertrag verhandelte, verschoben sich in 
Washington die politischen Machtverhältnisse.

Wilsons Idee eines Völkerbundes war sozusagen der Schluss­
stein der von ihm angestrebten neuen Weltordnung. Er sollte 
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dazu führen, dass die Nationen ihre Streitigkeiten fortan in klar 
geregelten Verfahren beilegen würden, und dadurch zukünftige 
Kriege verhindern. Er war darin ein Vorläufer unserer heutigen 
internationalen Ordnung. Doch ausgerechnet die USA traten 
ihm am Ende nicht bei, weil sich die sogenannten Isolationisten 
gegenüber den Internationalisten durchgesetzt hatten. Die USA 
zogen sich in den folgenden Jahrzehnten weitgehend zurück 
und überließen Europa mehr oder weniger sich selbst. Eine 
Verschiebung in den innenpolitischen Machtverhältnissen der 
USA hatte der neuen internationalen Ordnung den Boden unter 
den Füßen weggezogen. Der Herausforderung durch das natio­
nalsozialistische Deutschland und das kaiserliche Japan war der 
geschwächte Völkerbund in den 1930 er-Jahren nicht gewachsen.

Nach dem Zweiten Weltkrieg zogen sich die USA nicht er­
neut auf sich selbst zurück – was durchaus eine Lehre aus der 
Zwischenkriegszeit darstellte. Auch der Isolationismus hatte 
die USA nicht davor schützen können, in die Konflikte der an­
deren Mächte hineingezogen zu werden. Nach 1945 schuf und 
garantierte Washington eine liberale internationale Ordnung, 
deren Institutionen noch heute bestehen, die aber aufgrund des 
Kalten Krieges zunächst nur für einen Teil der Welt ihre volle 
Gültigkeit entfaltete. Nach 1989/90 schienen ihr nach dem Weg­
fall der rivalisierenden Supermacht keine Grenzen mehr ge­
setzt. Die USA wurden zum liberalen Hegemon, der, so hofften 
manche, für das Wohl aller agiert.

Missionarische Macht

Herrschaft und Freiheitsversprechen («imperium et li­
bertas») bilden seit jeher das Janusgesicht amerikanischer 
Außenpolitik. «Diese Verschmelzung von Christentum und 
Aufklärung, von Christentum und demokratischer Mission hat 
die besondere zivile Religion Amerikas hervorgebracht, eine 
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unverwechselbare Mischung von christlichem Republikanis­
mus und demokratischem Glauben: eine Nation mit der Seele 
einer Kirche. Die amerikanische Nation hat keine Ideologie, sie 
ist eine», brachte es der Historiker Detlef Junker auf den Punkt.2

Das Sendungsbewusstsein Amerikas war oft mit einem quasi 
religiösen Eifer zumeist gegen äußere Feinde gerichtet, gegen 
Böses, das mit allen Mitteln bekämpft werden musste. «Auch 
die amerikanische Zivilreligion hat die notwendigen Feindbil­
der entwickelt, die eine Nation mit der Seele einer Kirche zum 
Überleben braucht. Nach dem Muster des spätantiken Reli­
gionsstifters Mani haben die Amerikaner besonders ihre Kriege 
als radikale Gegenüberstellung eines guten und eines bösen 
Weltprinzips gedeutet. Jeder Feind saß damit automatisch in 
der manichäischen Falle.»3

Die USA verstehen sich als «beinahe auserwählte» Nation,4 
als «city upon a hill»5. Dieses Selbstverständnis, der sogenannte 
Exzeptionalismus6, manifestierte sich in unterschiedlicher 
Weise: indem die USA selbstgenügsam der Welt als leuchtendes 
Vorbild dienten, wie es die Isolationisten sahen, oder nach den 
Vorstellungen der Internationalisten, indem sie die Welt aktiv 
zu verändern strebten,7 sei es mit diplomatischen oder militäri­
schen Mitteln, sei es durch Alleingänge oder mit Unterstützung 
anderer Staaten. Die Außenpolitik der USA changierte im Laufe 
ihrer Geschichte immer wieder zwischen diesen Polen der Ab­
sonderung von der Welt und dem missionarischen Drang zur 
Weltverbesserung. Gemein ist diesen beiden Polen der Glaube 
an die besondere amerikanische Mission zur Bewahrung des 
Guten in der Welt – ein Glaube, für den die realen Ergebnisse 
der US-Politik von nachgeordneter Bedeutung sind.8

Tatsächlich ist es nicht sonderlich schwer und auch ein biss­
chen wohlfeil, den USA Scheinheiligkeit vorzuwerfen.9 Ein der­
art überhöhter moralischer Anspruch muss zwangsläufig mit 
der Realität kollidieren. Doch das Janusgesicht amerikanischer 
Außenpolitik zeigt sich auch hier. Denn der eigene moralische 
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Anspruch ist eben auch ein Maßstab, an dem sich die Welt­
macht messen lassen muss und an dem sie sich auch messen ließ, 
zum Beispiel zur Zeit des Vietnamkrieges. Verfehlungen kom­
men ans Licht, und immer wieder hat die amerikanische Demo­
kratie die Kraft zur Selbstkorrektur gefunden – etwas, das man 
sich bei den gegenwärtigen Systemen in Russland und China 
nur schwer vorstellen kann.

Dennoch hat Washington auch allzu oft die hehren Werte 
bloß beschworen, um seine interessengeleitete Machtpolitik 
zu kaschieren. Wenn nötig, werden diese Werte und «Wertege­
meinschaften» pragmatisch den Wirtschafts- und Sicherheitsin­
teressen untergeordnet. «Taten sprechen lauter als Worte», legte 
denn auch der chinesische Außenamtssprecher Wang Wenbin 
den Finger am Rande der Glasgower Klimakonferenz 2021 in 
die Wunde.10

Macht ohne Moral

Es gibt viele Beispiele für die Diskrepanz zwischen de­
mokratischer Rhetorik und zynischer sowie zumeist kurzsich­
tiger Machtpolitik seitens der USA. Washingtons Politik in 
Südamerika während des Kalten Krieges etwa, mit so traurigen 
Beispielen wie dem Sturz des Reformers Jacobo Árbenz in Gu­
atemala durch die Central Intelligence Agency (CIA), dem Aus­
landsgeheimdienst der Vereinigten Staaten, im Jahr 1954, der 
das Land in einen nicht enden wollenden Bürgerkrieg stürzte, 
dem an die 200 000 Menschen zum Opfer fielen. Oder die 
Unterstützung und Anstachelung des Putschisten Augusto Pi­
nochet, der 1973 den demokratisch gewählten chilenischen Prä­
sidenten Salvador Allende beseitigte und eine brutale Diktatur 
errichtete.11

Nirgends wurde diese Diskrepanz in den letzten Jahrzehnten 
jedoch so deutlich wie im von den USA sogenannten Mittleren 
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Osten. Die dramatischen Konsequenzen ihrer fehlgeleiteten 
Realpolitik dort tragen allerdings nicht die USA selbst, sondern 
die Menschen vor Ort und im nahegelegenen Europa. Der Irak­
krieg von 2003 war ein völkerrechtswidriger Angriffskrieg. Die 
Regierung von George W. Bush täuschte die Weltöffentlichkeit 
bewusst in der Frage der Kriegsbegründung und führte in einer 
peinlichen Sitzung des Weltsicherheitsrates gefälschte Beweise 
für die Existenz von angeblichen Massenvernichtungswaffen 
vor. Zudem wurde zur Legitimierung des Einsatzes ein großes 
Demokratisierungsszenario für den Mittleren Osten entworfen. 
Tatsächlich jedoch stürzte der Irak durch den Dilettantismus 
des amerikanischen Besatzungsregimes ins Chaos, und bis heute 
ist seine Staatlichkeit prekär. Die Enthüllungen über die Prakti­
ken im Gefängnis von Abu Ghraib bedeuteten schließlich den 
endgültigen moralischen Bankrott der westlichen Führungs­
macht – ein Tiefpunkt, den man in Washington und den westli­
chen Hauptstädten erstaunlich schnell wieder vergaß, während 
die geopolitischen Rivalen China und Russland ein deutlich 
besseres Gedächtnis besitzen. Im Effekt wurde eine ganze Re­
gion destabilisiert, hunderttausende Menschen ließen ihr Leben 
und noch mehr verloren ihre Heimat, was nicht zuletzt Europa 
durch steigende Flüchtlingszahlen auszubaden hatte.

Und immer wieder schufen sich die USA die Feinde selbst, 
die sie anschließend aufwändig bekämpfen mussten. So gesche­
hen etwa im Falle des Iran. Erzwungene «Regimewechsel» 
haben Tradition in Amerikas Außenpolitik. Bereits 1953 stürz­
ten die Geheimdienste der USA und Großbritanniens mit der 
«Operation Ajax» (eigentlich: TPAJAX) den iranischen Pre­
mierminister Mohammad Mossadegh. Der Sturz wirkt in der 
kollektiven Erinnerung Irans bis heute nach und speist das 
Misstrauen, ja die Feindseligkeit seiner Führung und Bevölke­
rung gegenüber den USA. Damals wurde die von Mossadegh 
eingeleitete Verstaatlichung der Ölwirtschaft Irans rückgängig 
gemacht und die weitere Ausbeutung iranischer Ölfelder durch 
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die britische Anglo-Iranian Oil Company (1954 nach Ab­
schluss des Konsortialvertrages in British Petroleum, BP, um­
benannt) und in der Folge auch durch US-amerikanische Ölfir­
men ermöglicht. Washingtons neue Allianz mit der iranischen 
Monarchie sollte sich denn auch für amerikanische Explora­
tionsgesellschaften auszahlen: Sie hielten 40 Prozent der An­
teile an dem neuen internationalen Ölkonsortium  – genauso 
viele wie BP.

Ebenso profitierte die Militärindustrie der USA von der Auf­
rüstung des neuen Verbündeten. Laut Gary Sick, der während 
der Amtszeit von US-Präsident Jimmy Carter im Nationalen 
Sicherheitsrat arbeitete, haben Präsident Richard Nixon und 
sein außenpolitischer Berater Henry Kissinger in den Jahren 
vor Carters Wahl «eine einzigartige und nie dagewesene Be­
ziehung zum iranischen Herrscher» etabliert. Als Teil der soge­
nannten «Zwei-Säulen-Politik» («twin pillar policy») sei das 
Regime von Schah Mohammad Reza Pahlavi neben der anderen 
Säule, Saudi-Arabien, als «Hauptwächter der US-Interessen am 
Persischen Golf» auserkoren worden. Im Gegenzug durfte der 
Schah «jede von ihm gewünschte nicht-nukleare US-Militär­
technologie» kaufen.12 Das Schah-Regime reinvestierte in der 
Tat die Einnahmen aus dem Ölgeschäft in seine militärische 
Aufrüstung. In nur fünf Jahren, von 1972 bis 1977, kaufte Iran 
von den USA Waffen im Wert von über 16 Milliarden Dollar.13

Doch der Staatsstreich zeitigte langfristig einen hohen außen­
politischen Preis: Ohne die Entmachtung des demokratisch ge­
wählten Mossadegh durch die amerikanischen und britischen 
Geheimdienste hätte es kein Schah-Regime und in der Folge 
wohl auch keine islamische Revolutionsregierung gegeben, die 
heute die Menschenrechte der iranischen Bevölkerung verletzt 
und die Sicherheit Israels und der USA bedroht.

Die in den USA kollektiv erinnerte und erzählte Geschichte 
der bilateralen Beziehungen beider Länder beginnt bemerkens­
werterweise aber nicht 1953, sondern erst 1979, mit der irani­
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schen Revolution. Dieses Ereignis veränderte in gravierender 
Weise sowohl die Innen- als auch die Außenpolitik der USA. 
Das von den USA protegierte und zur Eindämmung der Ambi­
tionen des Systemrivalen Sowjetunion in Stellung gebrachte 
Schah-Regime wurde überraschend für die politische Füh­
rung14 und die Nachrichtendienste15 der USA in nur wenigen 
Tagen hinweggefegt. Als am 16. Januar 1979 der Schah das Land 
verließ und zwei Wochen später Ruhollah Chomeini aus sei­
nem französischen Exil nach Teheran zurückkehrte, begann für 
Washington eine neue außenpolitische Zeitrechnung.

Auch in der Innenpolitik sollte sich Amerikas außenpoliti­
sche Schwäche grundlegend auswirken: Die Wiederwahl von 
Präsident Jimmy Carter scheiterte nicht zuletzt an der auch in 
dieser Krise offensichtlich gewordenen Ohnmacht der Welt­
macht. Die US-amerikanische Führung und Bevölkerung muss­
ten zusehen, wie am 4. November 1979 revolutionäre Kräfte die 
US-Botschaft in Teheran besetzten und für 444 Tage 52 Diplo­
maten und US-Bürger als Geiseln nahmen, um die Auslieferung 
des Schahs zu erzwingen, der nach seiner Flucht über Ägypten, 
Marokko, die Bahamas und Mexiko in den USA Zuflucht ge­
funden hatte. Eine verunglückte militärische Befreiungsaktion 
im April 1980, die «Operation Eagle Claw», besiegelte schließ­
lich Carters politisches Schicksal.

_________________________________________
Mehr Informationen zu diesem und vielen weiteren
Büchern aus dem Verlag C.H.Beck finden Sie unter:
www.chbeck.de

https://www.chbeck.de/33368554
https://www.chbeck.de/



